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unter Hinweis auf die von der internationalen Gemeinschaft gegenüber Afghanistan eingegangene lang-
fristige Verpflichtung mit dem Ziel, die nationale Eigen- und Führungsverantwortung im Einklang mit dem
Prozess von Kabul zu stärken, und unter Berücksichtigung des sich verändernden Charakters der Präsenz der
internationalen Gemeinschaft, 

unter Begrüßung der Schlussfolgerungen der am 5. Dezember 2011 in Bonn (Deutschland) abgehalte-
nen Internationalen Afghanistan-Konferenz „Afghanistan und die internationale Gemeinschaft: Von der
Transition zur Transformationsdekade“40, wonach auf den bis Ende 2014 abzuschließenden Transitionspro-
zess eine Transformationsdekade (2015-2024) folgen soll, in der Afghanistan seine Souveränität durch die
Stärkung eines vollständig funktionierenden, tragfähigen Staates im Dienste seines Volkes festigt,
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unter Hervorhebung der Bedeutung der zwischen der Regierung Afghanistans und den zur Internatio-
nalen Sicherheitsbeistandstruppe beitragenden Ländern auf dem Gipfeltreffen der Nordatlantikvertrags-Or-
ganisation am 19. und 20. November 2010 in Lissabon erzielten Vereinbarung, die volle Sicherheitsverant-
wortung in ganz Afghanistan bis Ende 2014 schrittweise an die Regierung Afghanistans zu übertragen, be-
grüßend, dass die ersten drei Tranchen des Transitionsprozesses derzeit durchgeführt werden, und in Er-
wartung der stufenweisen Vollendung des Prozesses in den übrigen Teilen des Landes und der Erreichung
des Meilensteins Mitte 2013, wenn alle Gebiete in den Transitionsprozess eingetreten sein und die afghani-
schen Kräfte bei der Gewährleistung der Sicherheit im ganzen Land die Führung übernommen haben wer-
den, sowie unterstreichend, dass der Sicherheitsbeistandstruppe bei der Unterstützung der Regierung Af-
ghanistans und der Förderung einer verantwortungsvollen Transition auch weiterhin eine Rolle zukommt
und dass es wichtig ist, die operativen Fähigkeiten der afghanischen nationalen Sicherheitskräfte auszubau-
en, und unter Betonung der langfristigen Verpflichtung der internationalen Gemeinschaft über 2014 hinaus
zur Unterstützung der weiteren Entwicklung, einschließlich der Ausbildung, und Professionalisierung der
afghanischen nationalen Sicherheitskräfte und ihrer Fähigkeit, gegen die anhaltenden Bedrohungen der Si-
cherheit Afghanistans vorzugehen, um auf Dauer Frieden, Sicherheit und Stabilität zu schaffen, 
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7. ermutigt alle Partner, den Prozess von Kabul konstruktiv zu unterstützen und dabei auf einer tief-
greifenden und breit angelegten internationalen Partnerschaft zur Erweiterung der afghanischen Eigenverant-
wortung in den Bereichen Sicherheit, Regierungsführung und Entwicklung aufzubauen, auf ein sicheres, pro-
sperierendes und demokratisches Afghanistan hinzuarbeiten, den Schwerpunkt auf die Stärkung der in der
Verfassung verankerten Kontrollmechanismen zu legen, die die staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten ga-
rantieren, und Strukturreformen durchzuführen, damit eine rechenschaftspflichtige und effektive Regierung
konkrete Fortschritte für die Bevölkerung erzielen kann; 

8. unterstützt es, dass die Regierung Afghanistans weiter und in zunehmendem Maße die Eigenver-
antwortung für die Wiederaufbau- und Entwicklungsbemühungen übernimmt, und betont, dass es im Hin-
blick auf eine wirksamere Nutzung der Hilfe unbedingt erforderlich ist, Eigenverantwortung und Rechen-
schaftslegung auf allen Gebieten der Regierungsführung zu erreichen und die institutionelle Kapazität zu ver-
bessern, auch unterhalb der nationalen Ebene; 

Sicherheit und Transition

9. bekundet abermals ihre ernste Besorgnis über die Sicherheitslage in Afghanistan, unterstreicht die
Notwendigkeit, auch weiterhin gegen die Bedrohung der Sicherheit und Stabilität Afghanistans vorzugehen,
die von den anhaltenden gewaltsamen und terroristischen Aktivitäten der Taliban, Al-Qaidas und anderer ge-
walttätiger und extremistischer Gruppen und anderer illegaler bewaffneter Gruppen und Krimineller, ein-
schließlich derjenigen, die am Suchtstoffhandel beteiligt sind, ausgeht, und fordert in dieser Hinsicht erneut
die vollständige Durchführung und Anwendung der in den einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats,
insbesondere den Resolutionen 1267 (1999), 1988 (2011) und 1989 (2011), festgelegten Maßnahmen und
Verfahren; 

10. verurteilt auf das Entschiedenste alle Gewalt- und Einschüchterungshandlungen und Angriffe,
darunter Anschläge mit behelfsmäßigen Sprengvorrichtungen, Selbstmordanschläge, Morde, einschließlich
an Personen der Öffentlichkeit, Entführungen, die unterschiedslosen Angriffe auf Zivilpersonen, Angriffe
auf humanitäre Helfer und die gezielten Angriffe auf afghanische und internationale Truppen, und ihre
schädlichen Auswirkungen auf die Stabilisierungs- und Entwicklungsmaßnahmen in Afghanistan und verur-
teilt außerdem die Benutzung von Zivilpersonen als menschliche Schutzschilde durch die Taliban, Al-Qaida
und andere gewalttätige und extremistische Gruppen und illegale bewaffnete Gruppen; 

11. betont, dass die Regierung Afghanistans und die internationale Gemeinschaft weiter in enger Zu-
sammenarbeit gegen diese Handlungen vorgehen müssen, die den Frieden und die Stabilität in Afghanistan
und den demokratischen Prozess, das bereits Erreichte und die weitere Durchführung des Entwicklungspro-
zesses Afghanistans sowie die humanitären Hilfsmaßnahmen bedrohen, und fordert alle Mitgliedstaaten auf,
diesen Gruppen jede Form der Zuflucht oder der finanziellen, materiellen und politischen Unterstützung zu
verweigern; 

12.



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss 

38



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

39

sen, um die Komplementarität der Tätigkeiten zu gewährleisten, die auf den jeweiligen Mandaten und kom-
parativen Vorteilen der verschiedenen Akteure beruhen, die in Afghanistan humanitäre, Entwicklungs-, Po-
lizei- und Militäraufgaben wahrnehmen; 

21. fordert die afghanischen Behörden nachdrücklich auf, mit Unterstützung der internationalen Ge-
meinschaft alles zu tun, um die Sicherheit und Bewegungsfreiheit des gesamten Personals der Vereinten Na-
tionen, der Entwicklungsorganisationen und der humanitären Organisationen sowie ihren vollen, sicheren
und ungehinderten Zugang zu allen betroffenen Bevölkerungsgruppen zu gewährleisten und das Eigentum
der Vereinten Nationen und der genannten Organisationen zu schützen, und nimmt Kenntnis von den Maß-
nahmen zur Regulierung der in Afghanistan tätigen privaten Sicherheitsunternehmen; 

22. würdigt die Anstrengungen der afghanischen Behörden, im Einklang mit der Resolution 60/123
der Generalversammlung vom 15. Dezember 2005 über die Sicherheit des humanitären Personals und den
Schutz des Personals der Vereinten Nationen diejenigen, die Anschläge verübt haben, vor Gericht zu stellen,
und fordert die afghanischen Behörden auf, ihre diesbezüglichen Anstrengungen fortzusetzen; 

23. bekundet ihre Anerkennung für die Fortschritte, die die Regierung Afghanistans im Rahmen der
Durchführung des afghanischen Friedens- und Wiederei
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Achtung der Durchführung der Maßnahmen und der Anwendung der in den Resolutionen 1267 (1999) und
1988 (2011) des Sicherheitsrats sowie in anderen einschlägigen Resolutionen des Rates festgelegten Verfah-
ren, fordert alle in Betracht kommenden Staaten auf, sich weiter am Friedensprozess zu beteiligen, und ist
sich der Auswirkungen bewusst, die Terroranschläge auf das afghanische Volk haben und auf die künftigen
Aussichten auf eine Friedensregelung zu haben drohen;

28. bekundet erneut ihre feste Entschlossenheit, die Regierung Afghanistans bei ihren Bemühungen
zu unterstützen, den Friedens- und Aussöhnungsprozess voranzubringen, in Übereinstimmung mit dem
Kommuniqué der Kabuler Konferenz und den Schlussfolgerungen der Bonner Konferenz, im Rahmen der af-
ghanischen Verfassung und unter Anwendung der vom Sicherheitsrat mit seiner Resolution 1988 (2011) und
anderen einschlägigen Ratsresolutionen eingeführten Verfahren;

29. begrüßt die Ernennung des neuen Vorsitzenden des Hohen Friedensrats im April 2012 als wichti-
gen Schritt in dem unter afghanischer Führungs- und Eigenverantwortung stattfindenden Friedens- und Aus-
söhnungsprozess;

30. fordert alle in Betracht kommenden Staaten und internationalen Organisationen auf, sich weiter an
dem unter afghanischer Führung stattfindenden Friedensprozess zu beteiligen, und ist sich der Auswirkungen
bewusst, die Terroranschläge auf das afghanische Volk haben und auf die künftigen Aussichten auf eine Frie-
densregelung zu haben drohen; 

31. unterstreicht, dass den Aussöhnungs- und Wiedereingliederungsbemühungen die Unterstützung
und Mitwirkung aller Afghanen zuteil werden sollte, einschließlich der Zivilgesellschaft, der Minderheiten
und der Frauenorganisationen, wie zuletzt in den Schlussfolgerungen der Bonner Konferenz und der Erklä-
rung von Tokio bekräftigt wurde; 

32. fordert die Regierung Afghanistans auf, dafür zu sorgen, dass das afghanische Friedens- und Wie-
dereingliederungsprogramm auf inklusive Weise, ungeachtet des Geschlechts oder der sozialen Stellung, und
im Einklang mit der afghanischen Verfassung und den völkerrechtlichen Verpflichtungen Afghanistans
durchgeführt wird, und gleichzeitig die Menschenrechte aller Afghanen zu wahren und die Straflosigkeit zu
bekämpfen; 

33. begrüßt die Schaffung des Treuhandfonds für Frieden und Wiedereingliederung, erinnert an die
jeweils auf der Londoner und der Kabuler Konferenz eingegangenen Verpflichtungen und legt der internatio-
nalen Gemeinschaft nahe, die diesbezüglichen Anstrengungen der Regierung Afghanistans zu unterstützen,
so auch durch fortgesetzte Unterstützung und Beiträge an den Treuhandfonds; 

34. ist sich dessen bewusst, dass die Zahl der Personen, die sich an dem afghanischen Friedens- und
Wiedereingliederungsprogramm beteiligen, gestiegen ist, ermutigt zu weiteren Anstrengungen, die verblei-
benden operativen Herausforderungen anzugehen, namentlich durch einen geeigneten Überprüfungsmecha-
nismus und die Verknüpfung dieser Arbeit mit den weiterreichenden Anstrengungen zur Regelung von Kon-
flikten und Beschwerden auf lokaler Ebene, und ermutigt außerdem die internationale Gemeinschaft zur Un-
terstützung dieses unter afghanischer Führung stehenden Unterfangens; 

Regierungsführung, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte

35. betont, dass eine gute Regierungsführung, Rechtsstaatlichkeit und die Menschenrechte die Grund-
lage für ein stabiles und prosperierendes Afghanistan bilden, und stellt fest, wie wichtig es ist, die Kapazität
der Regierung Afghanistans auszubauen, die Menschenrechte, die Rechtsstaatlichkeit und eine gute Regie-
rungsführung auf verantwortliche und wirksame Weise zu fördern und zu schützen; 

A. Demokratie

36. erkennt an, wie wichtig die Abhaltung freier, fairer, transparenter, glaubhafter, sicherer und alle
Seiten einschließender Wahlen als entscheidender Schritt zur Festigung der Demokratie für alle Afghanen
ist, betont die diesbezügliche Verantwortung der afghanischen Behörden, betont außerdem die Notwendig-
keit einer rechtzeitigen und geordneten Vorbereitung der Wahlen, anerkennt die diesbezüglichen Anstren-
gungen der Regierung Afghanistans und fordert die Regierung auf, mit ihren Vorbereitungen fortzufahren,
begrüßt die diesbezüglichen Anstrengungen der Regierung, darunter das am 26. Juli 2012 erlassene Dekret
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des Präsidenten, und begrüßt außerdem die anschließende Bekanntgabe des Termins für die kommenden Prä-
sidentschafts- und Provinzwahlen durch die Unabhängige Wahlkommission, fordert die internationale Ge-
meinschaft auf, weiterhin finanzielle und technische Hilfe bereitzustellen, betont die Führungsrolle der Hilfs-
mission bei der Koordinierung dieser Anstrengungen und fordert die internationale Gemeinschaft auf, die
Regierung Afghanistans und die zuständigen afghanischen Institutionen zu unterstützen; 

37. erinnert an die zuletzt auf der Konferenz von Tokio über Afghanistan erneut eingegangene Ver-
pflichtung der Regierung Afghanistans, den Wahlprozess in Afghanistan zu stärken und zu verbessern, ein-
schließlich durch die langfristige Reform des Wahlsystems, um zu gewährleisten, dass künftige Wahlen
transparent, glaubhaft und demokratisch sind und ni
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unterstützen, den Kapazitätsaufbau und die Erschließung der Humanressourcen zu einer übergreifenden Prio-
rität zu machen, und sich auf koordinierte Weise an den Anstrengungen der Regierung, namentlich der Arbeit
der Unabhängigen Kommission für die Verwaltungsreform und den öffentlichen Dienst, zum Aufbau von
Verwaltungskapazitäten auf der nationalen und subnationalen Ebene auszurichten; 

44. erklärt erneut, wie wichtig der Aufbau von Institutionen ist, um die Entwicklung einer Volkswirt-
schaft, die durch eine solide makroökonomische Politik gekennzeichnet ist, die Entwicklung eines Finanz-



I. Resolutionen ohne Überweisung an einen Hauptausschuss

43

50. anerkennt und befürwortet die Anstrengungen der Regierung Afghanistans zur Förderung der
Achtung der Menschenrechte, bekundet ihre Besorgnis über die schädlichen Auswirkungen, die gewaltsame
und terroristische Aktivitäten der Taliban, Al-Qaidas, anderer gewalttätiger und extremistischer Gruppen und
anderer illegaler bewaffneter Gruppen und Krimineller, einschließlich solcher, die sich gegen Angehörige
ethnischer und religiöser Minderheite
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gierung Afghanistans zum Schutz von Kindern, einschließlich ihrer nachdrücklichen Verurteilung jeglicher
Ausbeutung von Kindern, die in der Einsetzung des Interministeriellen Lenkungsausschusses für den Schutz
der Rechte der Kinder, der Ernennung eines Kinderschutzkoordinators und dem im Januar 2011 von der Re-
gierung unterzeichneten Aktionsplan samt Anhängen über die mit den nationalen Sicherheitskräften in Af-
ghanistan verbundenen Kinder zum Ausdruck kommt, begrüßt mit Anerkennung den von der Regierung vor-
gestellten nationalen Bericht über die Umsetzung des Aktionsplans mit zahlreichen Maßnahmen in den zu-
ständigen Ministerien und Kinderschutzeinrichtungen, einschließlich zur Ver-5(ch)-6öor-
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den in dieser Vereinbarung vorgesehenen Kontrollmechanismus, betrachtet die Vereinbarung als unverzicht-
bar für dauerhaftes Wachstum und dauerhafte wirtschaftliche Entwicklung und begrüßt die Verpflichtung der
internationalen Gemeinschaft, die Effizienz der Entwicklungshilfe zu steigern, indem sie Hilfeleistungen an
den afghanischen nationalen Prioritätenprogrammen ausrichtet und über den Staatshaushalt Afghanistans lei-
tet, wie in der Erklärung von Tokio dargestellt;

68. dankt der internationalen Gemeinschaft für die humanitäre Hilfe und die Entwicklungshilfe, die
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Nationen für Drogen- und Verbrechungsbekämpfung über Opium in Afghanistan („Afghanistan Opium
Survey 2011“), bekundet erneut ihre tiefe Besorgnis über die Zunahme des Anbaus und der Gewinnung un-
erlaubter Suchtstoffe in Afghanistan, vor allem in den Gebieten, in denen die Taliban, Al-Qaida und andere
gewalttätige und extremistische Gruppen und Kriminelle besonders aktiv sind, sowie über den anhaltenden
Drogenhandel und betont auf der Grundlage des Prinzips der gemeinsamen und geteilten Verantwortung,
dass die Regierung mit Unterstützung der internationalen und regionalen Akteure sowie der Sicherheitsbei-
standstruppe im Rahmen der ihnen jeweils übertragenen Verantwortlichkeiten verstärkte gemeinsame, besser
abgestimmte und entschlossenere Anstrengungen zur Bekämpfung dieser Bedrohung unternehmen muss; 

93. betont, wie wichtig es ist, bei der Bewältigung des Drogenproblems in Afghanistan einen umfas-
senden und ausgewogenen Ansatz zu verfolgen, der, um wirksam zu sein, in den breiteren Rahmen der auf
den Gebieten Sicherheit, Regierungsführung, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte sowie wirtschaftliche
und soziale Entwicklung durchgeführten Maßnahmen eingefügt sein muss; 

94. betont in dieser Hinsicht außerdem, dass die Erarbeitung von Programmen für alternative Mög-
lichkeiten der Existenzsicherung für den Erfolg der Maßnahmen zur Suchtstoffbekämpfung in Afghanistan
von entscheidender Bedeutung ist und dass nachhaltige Strategien eine internationale Zusammenarbeit erfor-
dern, und legt der Regierung Afghanistans eindringlich nahe, mit Unterstützung der internationalen Gemein-
schaft die Schaffung von dauerhaften Erwerbsmöglichkeiten im formellen Produktionssektor sowie in ande-
ren Sektoren zu fördern und in ländlichen Gebieten den Zugang zu Krediten und Finanzmitteln zu vernünfti-
gen und tragfähigen Konditionen zu verbessern und so die Lebensbedingungen, die Gesundheit und die Si-
cherheit der Menschen, insbesondere in ländlichen Gebieten, wesentlich zu verbessern; 

95. nimmt mit großer Besorgnis Kenntnis von der engen Verknüpfung zwischen dem Drogenhandel
und den terroristischen Aktivitäten der Taliban, Al-Qaidas und anderer gewalttätiger und extremistischer
Gruppen und krimineller Gruppen, woraus eine ernsthafte Bedrohung für die Sicherheit, die Rechtsstaatlich-
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101. fordert die internationale Gemeinschaft auf, der Regierung Afghanistans auch weiterhin bei der
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Koordinierung

108. bekundet der Hilfsmission ihre Anerkennung für die Arbeit, die sie im Rahmen des vom Sicher-
heitsrat in seiner Resolution 2041 (2012) erteilten Mandats leistet, und betont, wie wichtig auch weiterhin die
zentrale und unparteiische Koordinierungsrolle der Vereinten Nationen bei der Förderung eines kohärenteren
internationalen Engagements ist; 

109. begrüßt die sich verändernde Präsenz der Hilfsmission in Afghanistan, die gewährleistet, dass die
Vereinten Nationen ihre unverzichtbare Koordinierungs- und Unterstützungsrolle auf Ersuchen der Regie-
rung Afghanistans wahrnehmen können, soweit die Sicherheitsbedingungen dies zulassen; 

110. betont, dass die Ausstattung der Hilfsmission mit ausreichenden Ressourcen und ihr Schutz durch
die afghanischen Behörden, gegebenenfalls mit internationaler Unterstützung, sichergestellt werden muss,
damit sie ihr Mandat erfüllen kann; 

111. anerkennt die zentrale Rolle des Gemeinsamen Koordinierungs- und Überwachungsrats, betont,
dass der Rat die Rolle hat, Afghanistan zu unterstützen, indem er unter anderem den Prozess von Kabul über-
wacht und unterstützt und die internationalen Hilfs- und Entwicklungsprogramme koordiniert, und begrüßt
weitere Anstrengungen, um geeignete Orientierungen vorzugeben und ein kohärenteres internationales En-
gagement zu fördern; 

112. dankt der internationalen Gemeinschaft für ihre fortgesetzte und langfristige Verpflichtung zur
Unterstützung der Stabilität und der Entwicklung Afghanistans und unterstreicht die Wichtigkeit dieser Ver-
pflichtung, weist darauf hin, dass zusätzliche internationale Unterstützung zugesagt worden ist, und begrüßt
in diesem Zusammenhang die auf der Konferenz von Tokio getroffenen Beschlüsse;

113. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung alle drei Monate über die Entwicklungen
in Afghanistan sowie über den Stand der Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten; 

114. beschließt, den Punkt „Die Situation in Afghanistan“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer acht-
undsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 67/17

Verabschiedet auf der 42. Plenarsitzung am 28. November 2012, ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Reso-
lutionsentwurfs A/67/L.26 und Add.1, eingebracht von: Ägypten, Andorra, Argentinien, Armenien, Australien, Baha-
mas, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, China,


